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Die Sitzung der Preußiſchen Uational-Verſammlung 
am 15. Juni 1848. a 


(Schluß.) 

Der Abgeord. Abegg (derſelbe, welcher in einer der erſten Sitzungen die Anar- 
hie in Berlin geſteuert wiſſen wollte) trägt darauf an, ſchleunigſt über allgemeine Bür⸗ 
gerbewaffnung mit freier Wahl der Führer durch eine Commiſſion berathen zu laſſen. Der 
Abg. Rodbertus ſtellt faſt denſelben Antrag über allgemeine Volks bewaffnung. Beide 
Anträge werden hinreichend unterſtützt und gehen, nachdem die ſofortige Debatte abgelehnt, 
in die Abtheilungen. In dieſen beiden Anträgen liegt eine Charakteriftif zweier Partheien 
und ſelbſtredend zweier Perſonen, der Antragſteller. Es ſei uns erlaubt, hierauf etwas 
näher einzugehen. Herr Abegg beachtet nur eine allgemeine Bürgerbewaffnung; er und 
ſeine Parthei ſtehen auf Seite des Miniſteriums, welches aus der Volksbewaffnung eine 
Bürgerbewaffnung gemacht hat. Die Bürger ſind das Volk; der Begriff des Volkes, 
von dem des Bürgers zu trennen, ſcheint ihnen gefährlich; ſie meinen, eine Bürgerwehr 
ſei eine Volkswehr. Wir müſſen das in den einzelnen Theilen zugeben. Die Bürger 
ſind das Volk, denn in einem freien Staat iſt der Begriff eines Bürgers durch das näher 
bezeichnende Wort „Urwähler“ beſtimmt; jeder Urwähler iſt Bürger des Staats; ihm 
ſtehen alle Rechte eines ſolchen zu und wahrlich, es wäre nicht erklärlich, warum man 
das Recht der Theilnahme an der Regierung, welches jedem Urwähler inne wohnt, andern, 
weit weniger wichtigen Rechten unterordnen wollte. Aber der Unterſchied unſerer Auf⸗ 
faſſung, mit der des Miniſteriums und der Abegg'ſchen Parthei beſteht darin, daß dieſe 
den Begriff „Bürger“ enger gezogen wiſſen wollen. Er ſoll in jeder Stadt durch eine 
Abgabe an die Gemeindekaſſe begrenzt werden, er ſoll, um es kurz zu ſagen, erkauft wer⸗ 
den. „Gleichheit vor dem Geſetz“ iſt der allgemeine Wahlſpruch, den ſelbſt der unver⸗ 
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gleichlich ſchöne miniſterielle Verfaſſungs⸗Entwurf $. 4. Tit. II. enthält; wo liegt Gleich⸗ 
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heit, wenn man ſich das Recht ein Gefe auf ſich angewendet zu ſehen, mit Geld erkau⸗ 


fen muß? Wo liegt Gleichheit, wenn ich 30 Thlr. zu zahlen habe, um dieſelben Rechte, 
wie mein Nachbar, zu genießen? Die Bewaffnung iſt ein allgemeines Recht, und wer 
es irgend zu beſchränken verſucht, der vergeht ſich an der Allgemeinh eit, die das Volks 
iſt. Wir beflätigen es ſonach, daß es gefährlich iſt, den Begriff des Volkes von dem des 
Bürgers zu trennen, und geben zu, daß eine Bürgerwehr auch eine Volkswehr iſt, ſobald 
Bürger, gleich Staatsbürger, dieſer gleich Urwähler iſt. Herr Rodb ertus geht von 
unſerm Standpunkt aus und will eine Volksbewaffnung. Vereinbaren wir uns, nennen 
wir es Bürgerbewaffnung. Das Kind will einen Namen haben, machen wir das Volk 
zum Bürger. 

Der Abg. Wachsmuth beantragt „eine Commiſſion zu ernennen, welche ſofort 
zuſammentritt, um einen neuen Entwurf zur Verfaſſung auszuarbeiten, den ſolchergeſtalt 
ausgearbeiteten Entwurf in den Abtheilungen zu berathen und ſodann vor das Plenum zu 
bringen, wobei es dem Ermeſſen der Commiſſion überlaſſen bleibt, ob und in wie weit 
ſie den vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurf benutzen will.“ Der Antrag wird unterſtützt 
und mit 166 gegen 165 Stimmen zur ſofortigen Debatte geſtellt. Der Abg. Waldeck 
hatte ſchon vorher dieſen Antrag geſtellt und Herr Wachsmuth überläßt ihm die weitere 
Motivirung. Herr Waldeck weiſt auf die Lücken und die Mängel, welche ſich in dem vor⸗ 
gelegten Verfaſſungs⸗Eutwurf finden, hin, indem er meint, daß durch Ernennung einer 
Redaction, welche Faſſungen und Referate übernähme, das Verfaſſungswerk weit ſchneller 
zu Ende kommen würde. — ö 

Nachdem noch mehrere Redner theils für, theils gegen geſprochen haben, wird fol⸗ 
gender Beſchluß durch namentliche Abſtimmung mit 188 gegen 142 Stimmen gefaßt. 

„Die Plenarverſammlung tritt ſofort in die Abtheilungen, welche je drei Mitglie⸗ 
der zu einer Commiſſion ernennt. Dieſer Commiſſion wird, unter Zufertigung des Re⸗ 
gierungs⸗Entwurfs und Mittheilung aller auf die Verfaſſung bezüglichen Petitionen und 
Anträge, deſſen Berathung, Umarbeitung, reſp. Ausarbeitung eines neuen Entwurfs auf⸗ 
getragen; der ſolchergeſtalt ausgearbeitete Entwurf wird dann in den Abtheilungen bera⸗ 
then und durch die Centralſection vor das Plenum der Verſammlung gebracht.“ 

Was haben wir von dieſem Beſchluß zu erwarten und was enthält er? Keinen 
Sieg der Oppoſitions⸗Parthei, ebenſowenig eine Niederlage; denn wieder vereinbarte man 
ſich und ſuchte beiden Theilen Etwas zu bieten, um ſie zu befriedigen. Und in Wahrheit, 
wir müſſen befriedigt ſein, weil ein Sieg unmöglich war. Man hat den miniſteriellen Ver⸗ 
faſſungs⸗Entwurf zur „Berathung, Umarbeitung, reſp. Ausarbeitung“ geſtellt; man hat 
der hierzu niederzuſetzenden Commiſſion das Feld offen gelaſſen; man hat endlich erklärt, daß 
der miniſterielle Verfaſſungs⸗Entwurf als ſolcher nicht zur Debatte vor das Plenum der 
Verſammlung kommen wird; man hat ihn alſo verworfen, indem man ihn nicht mehr als 
Vorlage, ſondern höchſtens als Material, gleich jedem andern Entwurfe, welchen unſere 
jugendlichen Buchhändler für einen Sechſer pr. Stück verkaufen, benutzen wird. Wir dür⸗ 
fen uns darum nicht tänfchen, denn noch iſt das Schickſal der Verfaſſung unentſchieden; 
jetzt erſt werden die Kämpfe beginnen, jetzt erſt rücken die Partheien in's Feld, welches 
ihnen der oben gefaßte Beſchluß geſchaffen hat. Wir haben nur einen winzig kleinen Schritt 
vorwärts gethan, hüten wir uns, nicht wieder rückwärts zu kommen. 
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Die Herren Miniſter hätten den Antrag gern zur Kabinetsfrage gemacht, aber es 
ſchien ihnen gefährlich; ſie wendeten Worte in Maſſen auf, ihre Parthei gegen den An⸗ 
trag zu ſtimmen; dieſe ſchien taube Ohren zu haben, und das erſte Mal machten wir die 
Bemerkung, daß die miniſterielle Parthei ihrer Desorganiſation immer näher rücke. 
Glück auf! 2 S. 


Das deutſche Parlament in Frankfurt am Main. 


Wir haben im Vorigen die Politik des Preußiſchen Cabinets in Schleswig⸗Holſtein 
mitgetheilt. Rußland hat ſchon vor Beginn des Krieges gegen Dänemark ſehr lebhaften 
Antheil an demſelben genommen. Ein Berliner Buchhändler ſchickte zu dieſer Zeit viele 
Tauſend geographiſche Karten von Schleswig⸗Holſtein und Dänemark nach Rußland. 
Rußlands Intereſſe an der Preußiſchen Politik iſt begreiflich. Wie iſt aber die Politif 
des deutſchen Parlamentes? duldet dies Parlament, das die Souveränität üder alle deut⸗ 
ſche Staaten fortwährend im Munde führt, wirklich, daß in dieſer Frage eine Preußiſche 
Politik überhaupt beſteht? Schon die Frage müßte beleidigend für das Parlament ſein. 
Wer aber die Antwort kennt, muß geſtehen, daß dies Parlament über Beleidigungen er⸗ 
haben iſt, daß es, wenn auch nicht über, doch unter aller Kritik ſteht. In der Frage 
Lim burgs hat es bereits deutſche Brüder ſchnöde zurückgeſtoßen und die Brutalitäten 
der Holländer, welche den Deutſchen die deutſchen Cocarden abriſſen ſanctionirt „das 
deutſche Parlament mag Lim burg nicht leiden, doch ſeinen Käſe iſt es gern.“ Kein 
Wunder, wenn es in ſchlechten Geruch kommt. — Aber Schleswig⸗Holſtein, das 
„meerumſchlungene“ vielbeſungene Schleswig⸗Holſtein, für das ganz Deutſchland geſchwärmt 
hat, um deſſentwillen ſelbſt Ludwig der Baier aller Cabinetspolitik Hohn geſprochen — 
wie wird dies Land, von Deutſchen bewohnt, die Deutſche ſein und bleiben wollen, vom 
deutſchen Parlamente vertreten? Das Parlament geſtattet den deutſchen Staaten mitten 
im Kriege der deutſchen Truppen gegen die däniſchen, in freundliche Beziehungen mit 
Dänemark zu treten, es ſchweigt zu der freundſchaftlichen Verbindung Oeſterreichs mit 
Dänemark (fiehe den bekannten Brief aus Trieſt. Voſſ. Zeitung.) es ſchweigt zu der 
Freilaſſung däniſcher Schiffe mit reicher Ladung, während die Ladungen preußiſcher Schiffe 
in Kopenhagen verſteigert werden — ja es beſchließt mit 275 gegen 200 Stim⸗ 
men, fich die Genehmigung des Friedens mit Dänemark nicht vorzube⸗ 
halten, alſo der Cabinetspolitik der deutſchen Fürſten freien Spielraum 
zu laſſen, das heiligſte Intereſſe eines deutſchen Volksſtammes an die 
Fürſten zu verrathen. Was helfen gegen dieſen empörenden Beſchluß, gegen dies 
verrätheriſche Vertrauensvotum die pathetiſchen Phraſen eines Dahlmann „wir wollen die 
Dinge ändern und Deutſchland wieder zu Ehren kommen laſſen, frei, mächtig, groß im 
Innern und Aeußern zum Trotz derer, welche ihre Größe bauen auf Deutſchlands Schwäche 
und Verſunkenheit.“ Klitſch! Klatſch! Allgemeiner Beifall. Und dennoch jener ent⸗ 
ehrende Schluß, für den 275 Laternen nicht zu viel wären. Was hilft das Jammerge⸗ 
ſchrei des Schleswiger Michelſen „Meine Heimath will nicht zerriſſen werden.“ 
Man hat 10000 Männer in meiner Heimath vereinigt und befragt und nur drei haben 
ſich zu Gunſten Dänemarks ausgeſprochen.“ 
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Was hilft es wenn Jülich aus Schleswig warnt „was Deutſchland von 
Fürſten zu erwarten hat, das weiß es aus Erfahrung? Der öſterreichſche 
Bundestags⸗Geſandte v. Schmerling naht ſich mit ſo volksfreundlicher Miene als hätte 
er Louis Philipp zur franzöſiſchen Bonne gehabt: „Eine Regierung in Deutſchland iſt nur 
noch möglich, indem ſie die Intereſſen des Volkes vertritt.“ 

Auch uns Diplomaten liegt die Sache Schleswigs⸗Holſteins am Herzen, wir haben 


einen deutſchen Geſandten nach London geſchickt zur Vermittelung der feindlichen Inter⸗ 


eſſen, und zur Grundbedingung geſtellt, daß das ganze ungetheilte Schleswig dem deut⸗ 
ſchen Bunde fortan angehören müſſe. a 

Iſt etwa der General Wrangel unter dem Befehle der Parlamente oder iſt er 
nicht vielmehr Soldat des Königs von Preußen auf keine Conſtitution vereidigt, zu blindem 
Gehorſam verpflichtet? Und dieſem ſoll man vertrauen? Ja wohl! — Herr Raveaux 
naht mit deutſcher Sentimentalität, mit himmliſcher Gutmüthigkeit — ach! er hat Thränen 
der Rührung in den Augen gehabt der gute Mann. — „Der öſterreichiſche Geſandte 
bricht mit dem alten Syſtem und ſpricht ſich für Volksſouveränetät aus; empfangen wir 
ihn wie den verlorenen Sohn, der in ſeine Familie zurückkehrt.“ — Ja der „verlorne 
Sohn“ wird ſeinen Kopf an Euren Buſen legen, wie Judas Iſchariot; aber ehe der Hahn 
dreimal krähet, wird er euch dreimal verrathen. Ein Glück für Deutſchland, daß dies 
deutſche Parlament nicht ſein Heiland iſt. Mag jener es verrathen, das ſouveräne ko⸗ 
kettirende Parlament. Ehe der Hahn dreimal kräht, werden eure Dekrete, werden die 
Dokumente eurer Ausſchüſſe und Commiſſionen zu dem Plunder der geſtürzten Syſteme geworfen. 

Doch fort mit den Truppen! Prüfen wir genau die Worte des volksfreundlichen 
Bundestagsgeſandten! Fragen wir ihn, in welcher deutſchen Zeitung von dem Geſandten, 
der in dieſer Frage nach London geſchickt wurde, mitgetheilt ſei. Wir haben wohl in der 
Times drei Tage früher als in der Preußiſchen Staatszeitung geleſen, 
wie Lord Palmerſton den Kammern die Mittheilung macht „England habe mit Preußen 
eine Convention in Betreff Dänemarks getroffen, die zum Frieden führen könne“ wir 
haben wohl von der „geheimen Sendung“ eines Mannes nach London gehört, 
der am 18. März Berlin ſo raſch, wie ein Fliehender, verlaſſen hat; das 
Miniſterium Camphauſen hat uns mündlich mund ſchriftlich verſichert, daß derſelbe Mann 
wirklich eine geheime Miſſion gehabt habe, — wohl „Miniſter lügen bekanntlich nicht“ — 
wir wollen es glauben; aber weshalb hat über dieſe Miſſion, wie über die, welche Herr 
v. Schmerling erwähnt, welche vielleicht dieſelbe iſt, Nichts in den offiziellen Zeitungen 
verlautet? Wer giebt dem Preußiſchen Cabinette das Recht in dieſer deutſchen Frage 
„geheime Miſſionen“ zu geben und ſie geheim zu halten. Wer? das deutſche Parlament. 
Aber in welcher Weiſe? Ebenſo, wie in der Angelegenheit von Mainz; durch Anerken⸗ 
nung einer brutalen Thatſache, durch Sanktionirung des fait accompli, durch ein Ver⸗ 
trauenvotum für einen blinden Sklaven des Preußiſchen Cabinetts, eines Soldaten von 
bombenfeſtem Gehorſam gegen den König. — Nun wir werden uns nicht, wie das Par⸗ 
lament, ſcheuen, im Folgenden die Preußiſche Politik ſchonungslos zu devoiliren. 

Wiß. 
Verlags⸗Erpedition: W. Fähndrich u. Co., Charlottenſtr. 50., am Gensdarmenmarkt. 
Verantwortlicher Redakteur: Schnellpreſſendruck von W. Fähndrich u. Comp., 
W. Fähndrich. an der Schleuſe No. 4. 


